
 

Satzung der Stadt Gelsenkirchen über die Erhebung von Gebühren für 
Amtshandlungen auf dem Gebiet der Fleischhygiene 
(Fleischhygienegebührensatzung – FlHGS) 
 
vom ___________ 
 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat in seiner Sitzung am    aufgrund der 
derzeit geltenden Fassungen 
 
a) der Verordnung (EU) Nr. 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates 

über amtliche Kontrollen und andere amtlichen Tätigkeiten zur Gewährleistung 
der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über 
Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, 
zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) 
Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, 
(EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des 
Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates 
sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 
2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) 
Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496 EEG, 
96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG 
des Rates (Verordnung über amtliche Kontrollen) vom 15.03.2017 
(ABI. Nr. L 95/1, ber. durch ABI. Nr. L 137/40 vom 24.05.2017 und 
ABI. Nr. L 48/44 vom 21.02.2018) - (VO 2017/625), 

 
b) des § 2 Abs. 3 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 23.08.1999 (GV. NRW. S. 524), 
 
c) des § 1 Abs. 1 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf Gebieten 

des Verbraucherschutzes vom 03.02.2015 (GV NRW S. 293) und 
 
d) der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) 
 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 
§ 1 Gegenstand der Satzung 
 
(1) Für die in Anhang IV Kapitel II der Verordnung (EU) 2017/625 aufgezählten 

gebührenpflichtigen Amtshandlungen sind Mindestgebühren nach der 
Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung (AVerwGebO NRW) festgelegt. 
Gemäß § 2 Abs. 3 Satz 1 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (GebG NRW) werden durch diese Satzung von den Tarifstellen 23.8.4 
der AVerwGebO NRW abweichende Gebührensätze festgelegt. Die Festlegung 
erfolgt unter Berücksichtigung der Kriterien nach Kapitel VI der VO 2017/625 und 
des § 3 GebG NRW. 

 
(2) Im Übrigen gelten für die Gebühren- und Auslagenerhebung die Vorschriften des 

GebG NRW. 



 

 
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
 
(1) Großbetriebe im Sinne dieser Satzung sind Schlachtbetriebe, in denen im 

Durchschnitt des vergangenen Kalenderjahres mindestens 400 Schweine im 
Kalendermonat geschlachtet worden sind oder Betriebe, die aufgrund ihrer 
Organisations- und Ablaufstruktur einem Großbetrieb gleichgestellt werden 
können. 

 
(2) Zerlegebetriebe im Sinne dieser Satzung sind Betriebe, die Schweinehälften 

abvierteln oder in Grobteile zerschneiden. 
 
(3) Erzeugerbetriebe im Sinne dieser Satzung sind Betriebe, in denen nur die 

Schlachttieruntersuchung ohne Fleischuntersuchung durchgeführt wird. 
 
(4) Hausschlachtungen im Sinne dieser Satzung sind Schlachtungen außerhalb 

gewerblicher Schlachtbetriebe, bei denen das erschlachtete Fleisch 
ausschließlich für den eigenen häuslichen Verbrauch bestimmt ist. 

 
 
§ 3 Gebührensätze 
 
(1) Für Großbetriebe (§ 2 Abs. 1) ergeben sich die Gebührensätze unbeschadet 

nachfolgender Bestimmungen, insbesondere Satz 5, aus der Anlage; diese ist 
Bestandteil dieser Satzung. Bei Anwendung der Gebührentabellen ist von der im 
Durchschnitt je Stunde ausgeführten Schlachtleistung innerhalb eines 
Einsatzzeitraumes (Schlachttiere/Stunde) und der während dieses 
Einsatzzeitraumes anwesenden Anzahl des Untersuchungspersonals 
(Kosteneinheiten) auszugehen. Dabei stellt eine amtliche Fachassistentin/ein 
amtlicher Fachassistent 1 Kosteneinheit und eine amtliche Tierärztin/ein 
amtlicher Tierarzt 2 Kosteneinheiten dar. Verändert sich die Anzahl des 
Untersuchungspersonals, beginnt ein neuer Einsatzzeitraum. Sollte bei 
Anwendung der Gebührentabelle die Gebühr je Schwein unter die 
Mindestbeträge der Verordnung (EU) Nr. 2017/625 fallen, werden abweichend 
von den Gebührentabellen für ein Schwein unter 25 kg 0,5 € und für ein Schwein 
ab 25 kg 1 € erhoben. 

 
(2) Für Zerlegebetriebe (§ 2 Abs. 2) werden die amtlichen Kontrollen gemäß der 

Tarifstelle 23.8.4.2 der AVerwGebO NRW und entsprechend der Verordnung 
(EU) 2017/625 gemäß den Tonnagen abgerechnet. 

 
(3) Für Amtshandlungen in Erzeugerbetrieben (§ 2 Abs. 3) und im Rahmen von 

Hausschlachtungen (§ 2 Abs. 4) ist für jede einzelne Untersuchung die 
Tarifstelle 23.8.11 der AVerwGebO NRW anzuwenden. Sollten diese Tätigkeiten 
zu ungünstigen Zeiten, außerhalb der festgelegten Untersuchungszeiten oder an 
Sonn- und Feiertagen anfallen, sind entsprechend den Festlegungen des 
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) bzw. des Tarifvertrages zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der Beschäftigten in der Fleischuntersuchung 
(TV-Fleischuntersuchung) Zuschläge abzugelten. 

 



 

 
§ 4 Entstehung des Gebührenanspruches 
 
(1) Der Gebührenanspruch entsteht unbeschadet nachfolgender Bestimmungen 

dem Grunde und der Höhe nach mit Beendigung der gebührenpflichtigen 
Amtshandlung. 

 
(2) Unterbleibt die Untersuchung, weil die beabsichtigte Schlachtung, Zerlegung etc. 

nicht zu der gemeldeten Zeit ausgeführt wurde, ist die Gebühr für die 
angemeldete Amtshandlung zu entrichten. 

 
(3) Die Gebühren sind in voller Höhe auch dann zu entrichten, wenn nur ein Teil der 

Untersuchung oder Amtshandlungen stattgefunden hat. 
 
 
§ 5 Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner sind die natürlichen oder juristischen Personen, die die 

gebührenpflichtigen Amtshandlungen im Stadtgebiet Gelsenkirchen zurechenbar 
verursachen bzw. deren Tätigkeiten gebührenpflichtigen Amtshandlungen 
unterliegen. 

 
(2) Mehrere Schuldner derselben Gebühr sind Gesamtschuldner. 
 
 
§ 6 Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren 
 
(1) Die Gebühren werden durch Bescheid festgesetzt. Der Gebührenschuldner ist 

verpflichtet, alle zur Gebührenfestsetzung erforderlichen Angaben zu machen 
sowie Einsichtnahme in die entsprechenden Unterlagen zu gewähren. 

 
(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach der Zustellung oder 

sonstigen Bekanntgabe der Festsetzung fällig, soweit dabei kein anderer 
Zeitpunkt bestimmt wird. Eventuelle Rechtsmittel gegen die gebührenpflichtige 
Amtshandlung oder die Gebührenfestsetzung lassen die Fälligkeit unberührt. 

 
 
§ 7 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für besondere Leistungen auf dem Gebiet der 
Fleischhygiene vom 14.12.2006 außer Kraft; für vor diesem Zeitpunkt verwirklichte 
Tatbestände beansprucht sie jedoch weiterhin Geltung. 
 



 

Anlage zur Fleischhygienegebührensatzung 
 
 

Gebührentabellen zu § 3 Abs. 1 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 

 
 


